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Amtliche Verlautbarung der österreichischen Sozialversicherung im Internet: www.avsv.at 

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
 

Der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger verlautbart gemäß § 31 Abs. 8 ASVG: 

80. Änderung der Dienstordnung C für die Arbeiter bei den 
Sozialversicherungsträgern Österreichs 2005 – DO.C 2005 

 

Die Dienstordnung C für die Arbeiter bei den Sozialversicherungsträgern Österreichs 2005 – DO.C 2005, verlaut-
bart unter avsv Nr. 178/2005, zuletzt geändert durch die Verlautbarung unter avsv Nr. 19/2016, wird wie folgt geändert: 
 

1. § 8f Abs. 3 lautet: 

„(3) Wenn es in Ausnahmefällen zur Aufrechterhaltung des Betriebes der in Abs. 2 angeführten Krankenanstalten 
notwendig ist, kann der Arbeiter während der wöchentlichen Ruhezeit beschäftigt werden. Für eine solche Dienstleis-
tung ist Ersatzruhe zu gewähren.“ 

2. § 8h lautet: 

„§ 8h. (1) Nach Maßgabe der §§ 27 und 28 AlVG kann mit den ArbeiterInnen eine Teilzeitvereinbarung (Alters-
teilzeit) abgeschlossen werden. Die näheren dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Einzelheiten (Bedingungen, 
Auswirkungen u.ä.) sind in Anlage 7 geregelt. 

(2) Bei Erfüllung der Voraussetzungen des § 27a AlVG (erweiterte Altersteilzeit) kann mit den ArbeiterInnen eine 
Teilzeitvereinbarung abgeschlossen werden. Die näheren dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Einzelheiten 
(Bedingungen, Auswirkungen u.ä.) sind in Anlage 8 geregelt.“ 

3. § 18 Abs. 3 lautet: 

„(3) Kriegsbeschädigte und Beschädigte nach dem Opferfürsorge- oder Heeresentschädigungsgesetz (HEG), ferner 
Körperbehinderte, die die Behinderung nicht grob fahrlässig oder vorsätzlich herbeigeführt haben, sowie Arbeiter, die 
eine Versehrtenrente aus einer gesetzlichen Unfallversicherung beziehen, erhalten zu dem in Abs. 1 festgesetzten Erho-
lungsurlaub bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50 % einen Zusatzurlaub von 6 Werktagen. Der 
Grad der Erwerbsminderung ist, sofern nicht ein rechtskräftiger Bescheid des Bundesamtes für Soziales und Behinder-
tenwesen (Sozialministeriumservice), der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt als vollziehende Stelle des HEG oder 
eines Unfallversicherungsträgers vorliegt, von einem vom Versicherungsträger zu bestimmenden Arzt unter Bedacht-
nahme auf die konkrete Situation am Arbeitsplatz festzustellen. Für Kalenderjahre, in denen dem Arbeiter von einem 
Sozialversicherungsträger oder vom Sozialministeriumservice ein Aufenthalt in einer Krankenanstalt gemäß § 1 Abs. 6 
Z 1 lit. b bis d und f sowie Z 2 bis 4, ein sonstiger Kur-, Erholungs- oder Genesungsaufenthalt oder ein Zuschuss hiezu 
gewährt wurde, gebührt kein Zusatzurlaub.“ 

4. Nach § 19 Abs. 3 werden folgende Abs. 4, Abs. 4a, Abs. 4b, Abs. 4c angefügt: 

„(4) ArbeiterInnen kann bei längerer Pflegebedürftigkeit eines nahen Angehörigen eine Pflegefreistellung im 
Rahmen eines Sonderurlaubes unter Verzicht auf die Dienstbezüge bis längstens zu einem Jahr genehmigt werden, 
wobei eine begründete Ablehnung möglich ist. Der/die im Sonderurlaub befindliche Arbeiter/-in hat dem Versiche-
rungsträger bis spätestens drei Monate vor Ablauf des Sonderurlaubes mitzuteilen, ob das Dienstverhältnis nach dem 
Ende des Sonderurlaubes fortgesetzt wird. 

(4a) Längere Pflegebedürftigkeit im Sinne des Abs. 4 liegt vor wenn eine Person wegen einer körperlichen oder 
geistigen Krankheit oder Behinderung bzw. wegen ihres Alters für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen im Ablauf des Lebens für mindestens zwei Monate, in erheblichem Umfang oder höherem Maße Hilfe 
bedarf. 

(4b) Als nahe Angehörige sind anzusehen: Kinder (Wahl-, Pflege- oder Enkelkinder), Ehegatte/-in, eingetragene/-r 
Partner/-in, Lebensgefährte, Eltern sowie Geschwister, Schwiegereltern, Schwiegerkindern, Wahl- und Pflegeeltern 
sowie leibliche Kinder des anderen Ehegatten, eingetragenen Partners oder Lebensgefährten. Abs. 4 findet auch An-
wendung, wenn kein gemeinsamer Haushalt mit dem nahen Angehörigen besteht. 

(4c) Der/die Arbeiter/-in darf die vorzeitige Rückkehr zu der ursprünglichen Arbeitszeit nach 

 1. der Aufnahme in stationäre Pflege oder Betreuung in Pflegeheimen und ähnlichen Einrichtungen, 

 2. der nicht nur vorübergehenden Übernahme der Pflege oder Betreuung durch eine andere Betreuungsperson 

 3. dem Tod sowie 

 4. dem Wegfall der Pflegebedürftigkeit 
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des/der nahen Angehörigen verlangen. Die Rückkehr soll im Regelfall frühestens zwei Wochen nach der Meldung des 
Eintritts der im ersten Satz genannten Gründe erfolgen.“ 

5. Die Überschrift zu § 19a lautet: 

„Freijahr (Blockzeit-Sabbatical)“ 

6. § 19a Abs. 1 lautet: 

„§ 19a. (1) ArbeiterInnen, die zumindest fünf Jahre ununterbrochen im Dienst gestanden sind, können auf Antrag 
innerhalb einer Rahmenzeit von maximal fünf Jahren für maximal ein Jahr vom Dienst freigestellt werden (Freijahr), 
wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. Die näheren dienstrechtlichen Einzelheiten – insbesonde-
re die verschiedenen Modelle – sind in Anlage 6 geregelt.“ 

7. Nach § 19b wird folgender § 19c angefügt: 

„Pflegeteilzeit 

§ 19c. (1) ArbeiterInnen kann bei längerer Pflegebedürftigkeit eines nahen Angehörigen die Herabsetzung seiner 
Normalarbeitszeit bis längstens zu einem Jahr gewährt werden, wobei die vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit acht 
Stunden nicht unterschreiten darf. 

(2) Längere Pflegebedürftigkeit im Sinne des Abs. 1 liegt vor wenn eine Person wegen einer körperlichen oder 
geistigen Krankheit oder Behinderung bzw. wegen ihres Alters für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen im Ablauf des Lebens für mindestens zwei Monate, in erheblichem Umfang oder höherem Maße Hilfe 
bedarf. 

(3) Als nahe Angehörige sind anzusehen: Kinder (Wahl-, Pflege- oder Enkelkinder), Ehegatte/-in, eingetragene/-r 
Partner/-in, Lebensgefährte, Eltern sowie Geschwister, Schwiegereltern, Schwiegerkindern, Wahl- und Pflegeeltern 
sowie leibliche Kinder des anderen Ehegatten, eingetragenen Partners oder Lebensgefährten. Abs. 1 findet auch An-
wendung, wenn kein gemeinsamer Haushalt mit dem nahen Angehörigen besteht. 

(4) Bei Vorliegen wichtiger Gründe kann die Pflegeteilzeit bis auf ein weiteres Jahr verlängert werden. 

(5) Der/die Arbeiter/-in darf die vorzeitige Rückkehr zu der ursprünglichen Arbeitszeit nach 

 1. der Aufnahme in stationäre Pflege oder Betreuung in Pflegeheimen und ähnlichen Einrichtungen, 

 2. der nicht nur vorübergehenden Übernahme der Pflege oder Betreuung durch eine andere Betreuungsperson 

 3. dem Tod sowie 

 4. dem Wegfall der Pflegebedürftigkeit 

des/der nahen Angehörigen verlangen. Die Rückkehr soll im Regelfall frühestens zwei Wochen nach der Meldung des 
Eintritts der im ersten Satz genannten Gründe erfolgen. 

(6) Die Berechnung der Abfertigung erfolgt auf der Grundlage der Arbeitszeit vor der Herabsetzung gemäß einer 
Vereinbarung nach Abs. 1.“ 

8. § 35 Abs. 1 bis 2 und 4 lauten: 

„Einreihung der ArbeiterInnen 

§ 35. (1) Die ArbeiterInnen sind, sofern nicht Abs. 4 anzuwenden ist, auf Grund ihrer dauernden Verwendung nach 
den Bestimmungen der Abs. 1a bis 1k in die dort angeführten Lohngruppen und Dienstklassen einzureihen. 

(1a) In Lohngruppe I, Dienstklasse A sind einzureihen: 

 1. (aufgehoben) 

 2. Reinigungspersonal, soweit es nicht gemäß Abs. 1b einzureihen ist. 

 3. Garderobendienst. 

(1b) In Lohngruppe I, Dienstklasse B ist das Reinigungspersonal in Krankenanstalten gemäß § 1 Abs. 6 einzurei-
hen. 

(1c) In Lohngruppe I, Dienstklasse C sind einzureihen: 

 1. Stubenpersonal. 

 2. Küchenhilfskräfte. 

(1d) In Lohngruppe II, Dienstklasse A sind einzureihen: 

 1. ArbeiterInnen, die einfache, nicht dem MTF-SHD-G unterliegende Hilfsdienste in Krankenanstalten gemäß § 1 
Abs. 6 Z 1 verrichten. 

 2. Küchenhilfskräfte, die selbständig die Vor- und Zubereitung von einfachen Speisen durchführen. 

(1e) In Lohngruppe II, Dienstklasse B sind einzureihen: 

 1. Servierpersonal in Krankenanstalten gemäß § 1 Abs. 6 Z 1 lit. a bis f sowie Z 2 bis 4, soweit sie nicht gemäß 
Abs. 1f einzureihen sind. 

 2. Portierdienst, soweit dieser nicht gemäß Abs. 1f einzureihen ist. 
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 3. Textilpflege. 

 4. (entfallen) 

 5. HausarbeiterInnen. 

 6. ArbeiterInnen, die eine dem MTF-SHD-G unterliegende Tätigkeit des Sanitätshilfsdienstes ausüben, soweit sie 
nicht gemäß Abs. 1f einzureihen sind. 

(1f) In Lohngruppe III, Dienstklasse A sind einzureihen: 

 1. Angelernte ArbeiterInnen. 

 2. PortierInnen in Krankenanstalten gemäß § 1 Abs. 6 Z 1 lit. a oder b sowie Z 2 sowie PortierInnen, die in erheb-
lichem Ausmaß Arbeiten aus dem nachstehend angeführten Tätigkeitskatalog verrichten: 

 a) Übernahme des Telefondienstes, wenn die Telefonzentrale planmäßig (z. B. in der Mittagspause ) nicht 
besetzt ist; 

 b) Überwachung, Kontrolle oder Beobachtung technischer Einrichtungen, wie Brandmeldeanlagen, Aufzüge 
und ähnliches, sofern ihnen die Verantwortung für die Einleitung von Maßnahmen zur Behebung allfälliger 
Störungen übertragen ist; 

 c) Monitorüberwachung von Garagen, Parkplätzen oder Nebeneingängen, sofern ihnen die Verantwortung für 
die Einleitung von Maßnahmen zur Behebung allfälliger Störungen des regelmäßigen Ablaufes bzw. zur Be-
seitigung etwaiger Verkehrsbehinderungen übertragen ist; 

 d) Bedienung der hausinternen Personenrufanlage; 

 e) Aufsicht über das Fremdreinigungspersonal. 

 3. WäschebeschließerInnen. 

 4. ArbeiterInnen, die eine dem MTF-SHD-G unterliegende Tätigkeit des Sanitätshilfsdienstes ausüben, nach er-
folgreicher Ablegung der Abschlussprüfung gemäß § 48 dieses Gesetzes. 

 5. Telefonvermittlung. 

 6. Bedienung im Servicebereich in Krankenanstalten gemäß § 1 Abs. 6 Z 1 lit. a bis f sowie Z 2 bis 4 mit Lehrab-
schlussprüfung (KellnerIn oder Hotel- und GastgewerbeassistentIn), wenn ihnen regelmäßig zumindest eine der 
folgenden Aufgaben zusätzlich übertragen ist: 

 a) Verkauf von Getränken samt Inkasso, 

 b) Betreuung eines anstaltseigenen Buffets. 

(1g) In Lohngruppe III, Dienstklasse B sind einzureihen: 

 1. Angelernte ArbeiterInnen mit vielseitiger Verwendungsmöglichkeit. 

 2. ArbeiterInnen, denen die selbstständige Betreuung und Wartung von Heizanlagen obliegt. 

(1h) In Lohngruppe IV, Dienstklasse A sind einzureihen: 

 1. KraftwagenlenkerInnen. 

 2. Angelernte ArbeiterInnen in Druckereien. 

 3. Angelernte ArbeiterInnen, die als FacharbeiterInnen selbstständig tätig sind. 

(1i) In Lohngruppe IV, Dienstklasse B sind einzureihen: 

 1. KraftwagenlenkerInnen mit fünfjähriger Berufspraxis. 

 2. Angelernter ArbeiterInnen in Druckereien mit fünfjähriger Berufspraxis. 

 3. Selbstständige KöchInnen. 

 4. ArbeiterInnen im technischen Dienst der Akademie der österreichischen Sozialversicherung. 

 5. Angelernte ArbeiterInnen, die als FacharbeiterInnen selbstständig tätig sind, mit fünfjähriger Berufspraxis. 

(1j) In Lohngruppe V, Dienstklasse A sind einzureihen: 

 1. FacharbeiterInnen mit abgeschlossener Berufsausbildung, die ihrer Ausbildung entsprechend verwendet wer-
den. 

 2. KraftwagenlenkerInnen mit einschlägiger abgeschlossener Facharbeiterausbildung (Kraftfahrzeugmechanike-
rIn, KraftfahrzeugschlosserIn, MotorenschlosserIn). 

 3. ArbeiterInnen mit einschlägiger abgeschlossener Facharbeiterausbildung, denen die selbstständige Betreuung 
und Wartung von Heizanlagen obliegt. 

 4. Erste KöchInnen. 

(1k) In Lohngruppe V, Dienstklasse B sind einzureihen: 

 1. FacharbeiterInnen mit abgeschlossener Berufsausbildung, die ihrer Ausbildung entsprechend verwendet wer-
den, nach einjähriger Berufspraxis bei Sozialversicherungsträgern. 

 2. Erste KöchInnen nach fünfjähriger Berufspraxis bei Sozialversicherungsträgern oder in Gast- oder Beherber-
gungsbetrieben. 
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 3. KraftwagenlenkerInnen mit verwandter abgeschlossener Facharbeiterausbildung (KraftfahrzeugelektrikerIn, 
KraftfahrzeugmechanikerIn, LandmaschinenmechanikerIn, SpediteurIn) nach einjähriger Berufspraxis bei So-
zialversicherungsträgern. 

(2) Die Einreihung gemäß Abs. 1a bis 1k ist davon abhängig, dass der jeweils dargestellte Aufgabenbereich dau-
ernd Arbeitsinhalt der betreffenden Tätigkeit ist; bei Überlagerung von Tätigkeiten aus verschiedenen Aufgabenberei-
chen sind die ArbeiterInnen nach der höherwertigen Tätigkeit einzureihen, wenn sich diese in einem erheblichen Aus-
maß und regelmäßig wiederholt. 

(4) Ist ein/e ArbeiterIn aus einem der nachstehend angeführten Gründe voraussichtlich mindestens ein Jahr vom 
Dienst abwesend, so sind grundsätzlich diejenigen ArbeiterInnen, die infolge dieser Abwesenheit mit Aufgaben betraut 
werden, für die eine andere als ihre bisherige Einreihung vorgesehen ist, auf Grund dieser vorübergehenden Verwen-
dung einzureihen. Eine solche Einreihung ist mit der Dauer der vorübergehenden Verwendung befristet; die in Abs. 1 
bis 2 festgesetzten Grundsätze sind sinngemäß anzuwenden. Die obgenannten Gründe sind: 

 1. Ruhestand, verbunden mit Anspruch auf Wiedereinberufung zum Dienst gemäß § 184 Abs. 2, 

 2. Karenz gemäß §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemäß §§ 2 bis 6 VKG, 

 3. Sonderurlaub gemäß § 19, 

 3a. Bildungskarenz gemäß § 11 AVRAG, 

 4. gänzliche Dienstfreistellung gemäß § 25.“ 

9. Der Nachsatz zu § 37 Abs. 1 lautet: 

„Zum Nachweis des Anspruchs auf Familienbeihilfe ist der Bescheid vorzulegen. Kann dieser nicht vorgelegt werden, 
ist der Anspruch auf andere Weise glaubhaft zu machen.“ 

10. § 46a entfällt. 

11. § 214 Z 4 lautet: 

 „4. § 83a Abs. 4 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass für die Ermittlung der Grenze an die Stelle der gesetzli-
chen Pension die Anrechnung von 

12
/14 des 30fachen Tageswertes des Rehabilitationsgeldes tritt.“ 

12. Die Überschrift in Anlage 6 Punkt 1 lautet: 

„1. Voraussetzungen und Grundsätze:“ 

13. Anlage 6 Punkt 2 lautet: 

„2. Modelle: 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von fünf Jahren die Möglichkeit, vier Jahre ent-
sprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und ein Jahr vom Dienst freigestellt (Frei-
jahr) zu sein. (Modell 1) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von zweieinhalb Jahren die Möglichkeit, zwei 
Jahre entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und sechs Monate vom Dienst 
freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 2) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von zwei Jahren und einem Monat die Möglich-
keit, ein Jahr und acht Monate entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und fünf 
Monate vom Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 3) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von einem Jahr und acht Monaten die Möglichkeit, 
ein Jahr und vier Monate entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und vier Mo-
nate vom Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 4) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von einem Jahr und drei Monaten die Möglichkeit, 
ein Jahr entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und drei Monate vom Dienst 
freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 5) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von zehn Monaten die Möglichkeit, acht Monate 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und zwei Monate vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 6) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von fünf Monaten die Möglichkeit, vier Monate 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und einen Monat vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 7) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von fünf Jahren die Möglichkeit, viereinhalb Jahre 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und sechs Monate vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 8) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von vier Jahren und zwei Monaten die Möglich-
keit, drei Jahre und neun Monate entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und 
fünf Monate vom Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 9) 
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 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von drei Jahren und vier Monaten die Möglichkeit, 
drei Jahre entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und vier Monate vom Dienst 
freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 10) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von zweieinhalb Jahren die Möglichkeit, zwei 
Jahre und 3 Monate entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und drei Monate 
vom Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 11) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von einem Jahr und acht Monaten die Möglichkeit, 
eineinhalb Jahre entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und zwei Monate vom 
Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 12) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von zehn Monaten die Möglichkeit, neun Monate 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und einen Monat vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 13) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von sechs Monaten die Möglichkeit, drei Monate 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und drei Monate vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 14) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von vier Monaten die Möglichkeit, zwei Monate 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und zwei Monate vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 15) 

 - Die ArbeiterInnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von zwei Monaten die Möglichkeit, einen Monat 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und einen Monat vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 16)“ 

14. Anlage 6 Punkt 3 lautet: 

„3. Beginn: 

 - Das Freijahr soll am Ende der Rahmenzeit verbraucht werden. 

 - In besonders begründeten Fällen darf maximal ⅓ des Freijahres am Beginn der Rahmenzeit (oder die 
Arbeitsphase unterbrechend) verbraucht werden, wobei die Aufteilung in ganzen Monaten zu erfolgen 
hat; zumindest ⅔ des Freijahres dürfen erst am Ende der Rahmenzeit verbraucht werden. 

 - In Ausnahmefällen kann das Freijahrmodell (Rahmenzeit) unmittelbar vor Beginn der (letzten) Freizeit-
phase unterbrochen werden (Aufschub der Freizeitphase) und der Konsum der Freizeitphase für einen 
angemessenen, späteren Zeitraum vereinbart werden.“ 

15. Anlage 6 Punkt 4 lautet: 

„4. Dauer: 

 - Als Dauer des Freijahres kommen in Betracht: 
 12 Monate: ..................................................................................................... Modell 1 
  6 Monate: ..........................................................................................Modelle 2 und 8 
  5 Monate: ..........................................................................................Modelle 3 und 9 
  4 Monate: ........................................................................................ Modelle 4 und 10 
  3 Monate: .................................................................................. Modelle 5, 11 und 14 
  2 Monate: .................................................................................. Modelle 6, 12 und 15 
  1 Monat: .................................................................................. Modelle 7, 13 und 16“ 

16. Anlage 6 Punkt 5 lautet: 

„5. Änderung der Arbeitszeit, Sonderurlaub: 

 - Während der Rahmenzeit sind Änderungen der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (z.B. von Voll-
zeitbeschäftigung auf Teilzeitbeschäftigung oder umgekehrt) sowie Sonderurlaube als auch ein Wechsel 
in ein anderes Modell unzulässig.“ 

17. Anlage 6 Punkt 7 lautet: 

„7. Vorzeitige Beendigung der Rahmenzeit: 

 - Die Rahmenzeit (einschließlich des Freijahres) endet vorzeitig durch 

 - ein Beschäftigungsverbot gemäß § 3 MSchG, 

 - eine Karenz gemäß §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemäß §§ 2 bis 6 VKG, 

 - eine Bildungskarenz gemäß § 11 AVRAG, 

 - eine Teilzeitbeschäftigung gemäß §§ 15h bis 15i MSchG bzw. gemäß §§ 8 bis 8a VKG, 

 - eine Dienstfreistellung unter Entfall der Dienstbezüge gemäß § 25 Abs. 2 bis 4, 

 - den Präsenzdienst (§ 19 WG), den Zivildienst oder den Ausbildungsdienst von Frauen beim Bun-
desheer, 
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 - einen Sonderurlaub gemäß § 19 Abs. 3, 

 - die Auflösung des Dienstverhältnisses (auch: Versetzung in den Ruhestand). 

 - Der/Die ArbeiterIn kann bis längstens drei Monate vor Beginn des Freijahres aus wichtigen persönli-
chen Gründen, welche dem Versicherungsträger glaubhaft zu machen sind, von der Vereinbarung zu-
rücktreten.“ 

18. Anlage 6 Punkt 10 lautet: 

„10. Entgelt, Gebühren: 

 - Die Dienstbezüge gemäß § 34 Abs. 2 Z 1 (Lohn) gebühren während des Rahmenzeitraumes (einschließ-
lich des Freijahres) entsprechend der Relation von Arbeits- zu Freizeitphase/Freijahr (bei den Model-
len 1 bis 7 im Ausmaß von 80 %, bei den Modellen 8 bis 13 im Ausmaß von 90 % und bei den Model-
len 14 bis 16 im Ausmaß von 50 %); das gilt auch für die aus diesen Bezugsarten resultierenden Teile 
des Urlaubszuschusses bzw. der Weihnachtsremuneration. 

 - Kinderzulagen stehen für die Rahmenzeit (einschließlich des Freijahres) nach Maßgabe des § 37 
Abs. 11 ungeschmälert zu – auch im Rahmen des 13. und 14. Bezuges. 

 - Zuwendungen bei Dienstjubiläen gemäß § 53 (§ 199) werden auf Basis der vor Beginn des Modells 
geltenden Regelarbeitszeit berechnet. 

 - Die Dienstbezüge gemäß § 34 Abs. 2 Z 5 bis 8 und Abs. 3 sowie die entsprechenden Teile der Sonder-
zahlungen gebühren während der Arbeitsphase in ungeschmälertem Ausmaß; für die Zeit des Freijahres 
entfällt der Anspruch auf diese Bezüge. 

 - Die Außendienstzulage ist während der Arbeitsphase in ungeschmälertem Ausmaß zu gewähren; sie 
entfällt für die Zeit des Freijahres. 

 - Wird das Freijahrmodell (Rahmenzeit) vorzeitig beendet, so ist das Entgelt unter Berücksichtigung der 
vollen Bezüge während der Arbeitsphase und des Entfalles der Bezüge während des Freijahres neu zu 
berechnen; die wechselseitigen Ansprüche sind auszugleichen.“ 

19. Anlage 8 lautet: 

„Einzelheiten zur erweiterten Altersteilzeit 

1. Voraussetzungen: 

 - Die Voraussetzungen für eine Teilpension richten sich nach § 27a AlVG. 

2. Nebenberufliche Erwerbstätigkeit: 

 - § 10 gilt auch während der Herabsetzung der Regelarbeitszeit aufgrund einer Teilpensionsvereinbarung. 

 - Eine vor Herabsetzung der Regelarbeitszeit erteilte Genehmigung zur Ausübung einer auf Erwerb ge-
richteten Nebenbeschäftigung bleibt aufrecht und kann nur aus den in § 10 Abs. 1 genannten Gründen 
widerrufen werden. 

3. Anrechnung auf die Dienstzeit: 

 - Die Dauer einer Teilpensionsvereinbarung ist für alle von der Dauer der Dienstzeit abhängigen Rechte 
(z. B. Zeitvorrückungen) in vollem Ausmaß anzurechnen. 

4. Sonderurlaub: 

 - Während einer laufenden Teilpensionsvereinbarung darf kein Sonderurlaub gewährt werden. 

5. Entgelt, Gebühren: 

 - Die Dienstbezüge gemäß § 34 Abs. 2 und 3 sowie die Außendienstzulage, wenn und insoweit sie nicht 
als Aufwandsersatz zu bewerten ist, gebühren während der Herabsetzung der Regelarbeitszeit aufgrund 
einer Teilpensionsvereinbarung in dem der verkürzten Regelarbeitszeit entsprechenden Ausmaß, wobei 
bis zur jeweils geltenden Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 45 ASVG ein Lohnausgleich von 50 % des 
Unterschiedsbetrages zwischen den im letzten Jahr vor der Herabsetzung der Regelarbeitszeit durch-
schnittlich gebührenden Dienstbezügen und den der verringerten Arbeitszeit entsprechenden Dienstbe-
zügen hinzukommt. 

 - Hinsichtlich der Kinderzulage kommt § 34 Abs. 4 nicht zur Anwendung. 

 - Der Fahrtkostenzuschuss, das Taggeldpauschale sowie die als Aufwandsersatz zu bewertende Außen-
dienstzulage gebühren während einer aufrechten Teilpensionsvereinbarung in ungeschmälertem Aus-
maß. 

 - Die Jubiläumszuwendung wird auf Basis der vor Herabsetzung der Regelarbeitszeit aufgrund einer Teil-
pensionsvereinbarung (bzw. Altersteilzeitvereinbarung) geltenden Regelarbeitszeit berechnet. 
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6. Sozialversicherungsbeiträge: 

 - Die Sozialversicherungsbeiträge werden von der Beitragsgrundlage, welche sich ohne Herabsetzung der 
Regelarbeitszeit jeweils ergeben würde, entrichtet; soweit diese Beitragsgrundlage die während der Her-
absetzung gebührenden Dienstbezüge übersteigt, hat der Versicherungsträger auch den Dienstnehmeran-
teil zu tragen. 

7. Abfertigung: 

 - Die Berechnung der Abfertigung erfolgt auf der Grundlage der Arbeitszeit vor der Herabsetzung der 
Regelarbeitszeit. 

8. Pension: 

 - Sowohl der Berechnung der Pensionsbeiträge als auch der Bildung der Bemessungsgrundlagen für die 
Dienstordnungspension und die fiktive gesetzliche Pension wird die Arbeitszeit vor Herabsetzung der 
Regelarbeitszeit zugrunde gelegt.“ 

20. Nach § 223 wird folgender § 224 angefügt: 

„§ 224. (1) Auf Freijahrvereinbarungen, die nach dem 31. Dezember 2019 abgeschlossen werden sind Abs. 2, 3 
und 4 sowie die Anlage 6 in der Fassung vom 1. Jänner 2016 anzuwenden. 

(2) Ein/-e Arbeiter/-in, der/die zumindest fünf Jahre ununterbrochen im Dienst gestanden ist, kann auf Antrag in-
nerhalb einer Rahmenzeit von fünf bzw. zweieinhalb Jahren ein Jahr oder ein halbes Jahr bzw. ein viertel Jahr vom 
Dienst freigestellt werden (Freijahr), wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. Das Freijahr darf 
immer nur am Ende der Rahmenzeit verbraucht werden. 

(3) Das Freijahr ist auf die gemäß § 20 für die Erlangung des erhöhten Kündigungsschutzes vorgesehenen Fristen 
nicht anzurechnen. 

(4) Die näheren dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Einzelheiten (Bedingungen, Auswirkungen u.ä.) sind 
in der Anlage 6 geregelt. 

(5) Auf Vereinbarungen eines Freijahres gemäß § 19a, die vor dem 1. Jänner 2020 abgeschlossen wurden, sind 
weiterhin die Bestimmungen § 19a sowie die dazugehörige Anlage in der Fassung vom 1. Jänner 2017 anzuwenden.“ 

21. Nach § 224 wird folgender § 225 angefügt: 

„Inkrafttreten der 80. Änderung 

§ 225. (1) Mit 1. Jänner 2016 tritt § 214 Z 4 in der Fassung der 80. Änderung in Kraft. 

(2) Mit 1. Juli 2016 tritt § 18 Abs. 3 in der Fassung der 80. Änderung in Kraft. 

(3) Mit 1. August 2016 tritt § 8f Abs. 3 in der Fassung der 80. Änderung in Kraft. 

(4) Mit 1. August 2016 tritt § 46a außer Kraft. 

(5) Mit 1. Oktober 2016 treten in der Fassung der 80. Änderung in Kraft: § 8h, § 19 Abs. 4 bis 4c, § 19a Abs. 1, 
§ 19c, § 35 Abs. 1 bis 2 und 4, Nachsatz zu § 37 Abs. 1, Überschrift zu Anlage 6 Punkt 1, Anlage 6 Punkt 2, Anlage 6 
Punkt 3, Anlage 3 Punkt 4, Anlage 6 Punkt 5, Anlage 6 Punkt 7, Anlage 6 Punkt 10, Anlage 8, § 224.“ 

* 

Diese Änderung der Dienstordnung wurde von der Trägerkonferenz des Hauptverbandes am 4. Oktober 2016 beschlos-
sen. 
 

Für den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger: 

Reischl Wurzer 
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